2 


N 


u) 


Geiles: Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—————— — — 


(Nr, 5758.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. September 1863., betreffend die Genehmigung des re⸗ 
vidirten Reglements für die Feuerſozietaͤt der Provinz Poſen. 


Ait den Bericht vom 31. Auguſt d. J. genehmige Ich, in Beruͤckſichtigung 
der Antraͤge des Provinziallandtages der Provinz Poſen, an Stelle des Re⸗ 
glements fuͤr die Feuerſozietaͤt der Provinz Poſen vom 5. Januar 1836. und 
der zu demſelben ergangenen abaͤndernden und ergaͤnzenden Beſtimmungen das 
beifolgende revidirte Reglement. 


Daſſelbe iſt nebft dieſem Erlaſſe durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 9. September 1863. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1863. (Nr. 5758.) 78 Re⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 30. September 1863. 


Revidirtes Reglement 
fuͤr die 


Feuer⸗Sozietät der Provinz Poſen. 


J. Umfang, Zweck und Rechte der Sozietät. 


H. 1. 


Die Feuerverſicherungsſozietaͤt umfaßt die ganze Provinz Poſen in der⸗ 
jenigen Begrenzung, welche dieſelbe als Oberpraͤſidialbezirk hat. 

Der Zweck der Sozietät iſt auf gegenſeitige freiwillige Verſicherung von 
Gebaͤuden gegen Feuersgefahr gerichtet, und daher dieſe Gefahr dergeſtalt ge⸗ 
meinſchaftlich uͤbernommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts⸗ 
verhaͤltniß eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer 
jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwaͤrtigen Reglement nach Verhaͤltniß 
ſeiner Verſicherungsſumme obliegenden Beiträgen verhaftet iſt. 


§. 2. 


| Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Sozietätdangelegenheiten, 
die darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern 
der Sozietaͤt, ſowie zwiſchen den Behoͤrden und Kommiſſarien der Sozietaͤt und 
anderen oͤffentlichen Behoͤrden, die amtlichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen und 
die Quittungen uͤber empfangene Brandentſchaͤdigungszahlung aus der Sozie⸗ 
taͤtskaſſe ſind vom tarifmaͤßigen Stempel und von Sporteln entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Gerichtskoſten ein- 
ſchließlich der Stempel, deren Bezahlung der Sozietaͤt obliegt, jedoch mit Aus⸗ 
ſchluß der baaren Auslagen (H. 6. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. uͤber den 
Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten, Geſetz-Samml. Seite 621.) 
und der nach früheren Beſtimmungen zu berechnenden Kopialien und Boten⸗ 
gebuͤhren, außer Anſatz zu laſſen. 

Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, zu den Nebeneremplaren der Stempel beglau- 
bigter Abſchriften zu verwenden. 

H. 3. 


H. 3. 


Der Sozietät gebührt die Portofreiheit in dem durch das Portofreiheits⸗ 
Regulatio vom 3. Februar 1862. unter Nr. 38. des Verzeichniſſes zu Ab⸗ 
ſchnitt III. beſtimmten Umfange. 


II. Aufnahmefähigkeit der Theilnehmer. 


H. 4. 


Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebaͤude, 
und zwar nur ſolche Gebaͤude aufnehmen, welche innerhalb der im $. 1. be⸗ 
zeichneten Grenze belegen ſind. 

Dieſe Gebäude ift fie, ſoweit nicht nachfolgend Ausnahmen geſtattet find, 
anzunehmen verpflichtet. 

Als zu einem Gebaͤude gehörig werden auch diejenigen dem Zwecke des 
Gebaͤudes dienenden Geraͤthſchaften erachtet, welche zwar an ſich die, Eigen⸗ 
ſchaft beweglicher Sachen haben, wegen ihrer Groͤße, Aufſtellung und. fonftigen 
Beſchaffenheit aber nicht leicht oder nur durch beſondere Anſtalten aus dem 
Gebaͤude entfernt werden koͤnnen, z. B. Glocken, Orgeln, Braupfannen, Kuͤhl⸗ 
ſchiffe, Maſchinen und dergleichen. 

Die Sozietät hat keine Verpflichtung zur Verſicherung dieſer Gegenſtaͤnde. 


§. 5. 
Von der Verſicherung bei der Sozietaͤt ſind unbedingt ausgeſchloſſen: 


Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, Zuckerraffinerien, Schwefelraffine⸗ 
rien, Terpentin⸗, Lack- und Firnißfabriken, Anſtalten zur Fabrikation 
von Aether, aͤtheriſchen Oelen und Eſſenzen, von Phosphor, Knall: 
ſilber, Knallgold und Zuͤndmaterial aller Art, Papierfabriken mit Ofen⸗ 
trocknerei, Lackirereien für Leder, Filz und Zeug mit Trockenoͤfen, Kien⸗ 
rußhuͤtten, Gasfabriken zum. öffentlichen Gebrauch, Ziegel⸗ und Kalk⸗ 
oͤfen, Theerſchwelereien oder Kochereien und Theatergebaͤude. 


Dieſe Ausſchließung bezieht ſich aber nicht auf die Wohngebaͤude des 
Beſitzers ſolcher Anlagen oder ihrer Arbeiter, es ſei denn, daß dieſelben mit den 
Fabriken ꝛc. in unmittelbarem oder beſonders feuergefaͤhrlichem Zuſammenhange 
ſich befinden. 


H. 6. 

Die Direktion ift ferner ermächtigt, die Verſicherung feuergefaͤhrlicher 
Fabrik⸗ oder anderer Anlagen von größerem Umfange, bei denen Gefahr vor: 
handen, daß ein Feuer ſich leicht über die geſammten Gebaͤulichkeiten verbreiten 
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werde, nur zu einer mäßigen Summe und gegen eine außerordentliche Prämie 
anzunehmen oder auch ganz abzulehnen. Bereits beſtehende Verſicherungen dieſer 
Art kann die Direktion nach vorhergegangener vierteljaͤhrlicher Kuͤndigung wie⸗ 
der loͤſchen. 

Dies bezieht ſich auch auf die in unmittelbarem oder feuergefaͤhrlichem 
Zuſammenhange mit den F. 5. genannten oder den vorbezeichneten Anlagen ſich 
befindenden Wohngebaͤude. 


b. 7. 


Auch andere als die $$. 5. und 6. genannten Gebäude duͤrfen dann nicht 
aufgenommen werden, wenn ſie ſo baufaͤllig ſind, daß ihre Bewohnung oder 
Feen polizeilich unterſagt iſt, oder wenn die Beſitzer derſelben notoriſch mit 
Feuer und Licht fahrlaͤſſig umgehen. 


H. 8. 


Endlich ſind auch einzelne Abtheilungen und Beſtandtheile eines Gebaͤu— 
des, ſowie alle Gebäude, deren grundſaͤtzlich ermittelter Verſicherungswerth 
($$. 18. 21.) den Betrag von 25 Thalern nicht erreicht, von jeder Verſicherung 
bei der Feuerſozietaͤt ausgeſchloſſen. 


K. 9. 


Jedes Gebaͤude muß einzeln und alſo jedes abgeſonderte Neben- oder 
Hinter gebaͤude beſonders verſichert werden. 


$. 10, 


Der Direktion ift geſtattet, in dem ihr nothwendig fcheinenden Umfang 
auf Koſten der Sozietaͤt Ruͤckverſicherung zu nehmen. 


III. Verſicherung bei anderen Geſellſchaften. 


H. 11. 


Kein Gebaͤude darf bei der Sozietät, es ſei ganz oder zum Theil, aufge⸗ 
nommen werden, wenn und ſo lange daſſelbe anderwaͤrts ganz oder zum Theil 
verſichert iſt, und kein bei der Sozietät verſichertes Gebäude darf auf irgend 
eine andere Weiſe nochmals weder ganz, noch zum Theil verſichert werden. 

Auch iſt die Direktion befugt, Verſicherungsantraͤge fuͤr ſolche Gebaͤude 
abzulehnen und bereits beſtehende Verſicherungen ſolcher Gebäude nach vorher: 
gegangener vierteljaͤhrlicher Kuͤndigung zu loͤſchen, deren Beſitzer andere ihm 
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gehbrige und in demſelben Gemeindeverbande oder Gutsbezirke gelegenen Ge⸗ 
aͤude bei einer Privatgeſellſchaft verſichert. 


$. 12. 


Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude, dieſen Beſtimmungen 
entgegen, noch irgendwo anders, als bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt verſichert 
ift, fo verliert der Eigenthuͤmer im Falle eines Brandunglüͤcks jeden Anſpruch 
auf Brandverguͤtung Seitens derſelben. Die Verbindlichkeit deſſelben zu allen 
Feuerkaſſenbeitraͤgen dauert aber unveraͤndert fort, bis ſeine Entlaſſung aus der 
N a auf fein vorſchriftsmaͤßig begruͤndetes Geſuch ausgeſprochen wor⸗ 

en iſt. 8 

Die Sozietät iſt verpflichtet, den Fall zur näheren Beſtimmung darüber, 
ob Grund zur gerichtlichen Unterſuchung vorhanden iſt, der Staatsanwaltſchaf 
anzuzeigen. 


. 


IV. Zeit und Bedingungen des Ein- und Austritts. 


H. 13. 


Der Eintritt in die Sozietaͤt ſowohl, wie die Erhoͤhung der Verſicherungs⸗ 
ſumme iſt zu jeder Zeit, jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, daß der⸗ 


jenige, welcher außer den regelmaͤßigen Aufnahmeterminen vom 1. Januar, 


1. April, 1. Juli und 1. Oktober neu beitreten oder ſeine Verſicherungsſumme 
erhoͤhen laſſen will, den vollen Beitrag fuͤr das laufende Vierteljahr zu ent⸗ 
richten hat. 

Die Verſicherung oder die Erhoͤhung der bereits beſtehenden Verſicherung 
wird der Regel nach erſt durch die ausgeſprochene Genehmigung der Provin⸗ 
zialdireftion rechtsguͤltig. Falls dieſe ohne Weiteres ertheilt wird, beginnt die 
rechtliche Wirkung des Vertrages mit der Mittagsſtunde des Tages, an welchem 
der Antrag des Verſichernden bei der Kreisdirektion, oder, wenn er unmittel⸗ 
bar von der Provinzialdirektion angenommen wurde, bei dieſer praͤſentirt wor⸗ 
den iſt. Kann die Provinzialdirektion ihre Genehmigung nicht ohne Weiteres 
ertheilen, findet ſie vielmehr Ruͤckfragen oder Abaͤnderungen noͤthig, ſo beginnt 
die rechtliche Wirkung des Verſicherungsvertrages erſt mit der Miagsſtunde 
des Tages, von welchem das Genehmigungsdekret der Provinzialdirektion 
datirt iſt. 

Der Austritt aus der Sozietät, die Klaſſenerhoͤhung und die freiwillige 
Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, ſofern und ſoweit dies an ſich zu⸗ 
Läffig iſt, findet nur zu den regelmäßigen Terminen, dem 1. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. Oktober jeden Jahres ſtatt. Jedoch iſt die mindeſte Dauer jeder 
Verſicherung Ein Jahr, welches von dem Beginne des Quartals an, in wels 
chem die Verſicherung erfolgt, berechnet wird. 

Nr. 5758.) Erſt 
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Erſt nach Ablauf dieſes Jahres darf der freiwillige Austritt aus der 
Sozietaͤt zu den vorbezeichneten Terminen erfolgen. 

Die nothwendige Herunterſetzung der Verſicherungsſumme und der Klaſſen 
tritt, ſobald fie (H. 23.) feſtgeſtellt iſt, und die nothwendige Entlaſſung aus der 
Sozietät ($. 17.) ſechs Wochen nach dem Datum der betreffenden Direktions⸗ 
verfuͤgung in Wirkſamkeit. Ein Jeder aber, welcher aus der Sozietaͤt austritt, 
oder deſſen Verſicherungsſumme heruntergeſetzt wird, muß ohne Unterſchied der 
Faͤlle und ſelbſt dann, wenn das verſicherte Gebaͤude untergegangen iſt oder 
die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat, die vollen Beiträge fuͤr das laufende 
Vierteljahr entrichten. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn in Stelle 
eines abgebrochenen Gebaͤudes ein neues erbaut und dieſes im Laufe des Viertel⸗ 
jahres, in welchem der Abbruch erfolgte, bei der Sozietaͤt mindeſtens mit der 
Verſicherungsſumme des abgebrochenen, oder, wenn dies nicht zulaͤſſig iſt, mit 
der hoͤchſten zulaͤſſigen Verſicherungsſumme verſichert wird. In dieſem Falle 
bleibt der Beſitzer des abgebrochenen Gebaͤudes befreit von den Beiträgen fuͤr 
das Vierteljahr, in welchem die Verſicherung des neuen Gebaͤudes erfolgt iſt. 

Ausnahmsweiſe kann eine Klaſſenerhoͤhung mit ſogleich eintretender recht— 
licher Wirkung ſtattfinden, wenn dieſelbe die Folge einer baulichen Veraͤnde⸗ 
rung iſt, und zugleich auf entſprechende Erhoͤhung der Verſicherungsſumme an⸗ 
getragen und dieſe genehmigt wird. 


H. 14. 


Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät, oder ſofortige Erhöhung 
der Verſicherungsſumme, oder Erhoͤhung der Klaſſen in Folge baulicher Ver⸗ 
aͤnderungen koͤnnen unter der Bedingung des H. 13. zu jeder Zeit bei dem 
Buͤrgermeiſter beziehungsweiſe Diſtriktskommiſſarius angebracht werden. Dieſe 
haben ſofort und ſpaͤteſtens innerhalb 14 Tagen den Antrag zu pruͤfen, das 
zur Vervollſtaͤndigung deſſelben Erforderliche zu verfügen, oder, falls ſolcher 
Eu Reglement entſprechend begründet ift, denſelben dem Kreisdirektor einzu 
reichen. 

Der Letztere hat ohne Verzug und ſpaͤteſtens binnen 14 Tagen den An⸗ 
trag, unter Beifuͤgung der erforderlichen Veraͤnderungsnachweiſung, an die 
Provinzialdirektion einzureichen, die binnen gleicher Friſt den Antrag an den 
Buͤrgermeiſter beziehungsweiſe Diſtriktskommiſſarius Behufs der Vervollſtaͤndi⸗ 
gung zuruͤckzuſenden hat. 

Die Provinzialdirektion hat gleichfalls ohne Verzug und ſpateſtens binnen 
14 Tagen entweder die Genehmigung der eingereichten Antraͤge auszuſprechen, 
oder das Erforderliche zur Erledigung ihrer etwaigen Bedenken zu verfuͤgen. 
Die zur Empfangnahme der Verſicherungsantraͤge verpflichteten Beamten haben 
dem Verſicherer, er mag dies fordern oder nicht, eine Beſcheinigung daruͤber 
unentgeltlich zu ertheilen, wann und namentlich zu welcher Stunde der Antrag 
praͤſentirt worden iſt. 

Ebenſo muß nach erfolgter Genehmigung durch die R 

er 
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der Kreisdirektor dem Eigenthuͤmer eine Beſcheinigung, daß die Eintragung der 
begehrten Berſicherung oder Erhöhung, Klaſſenveraͤnderung oder Löſchung im 
Kataſter ſtattgefunden habe, durch den Buͤrgermeiſter beziehungsweiſe Diſtrikts⸗ 
kommiſſarius zufertigen. Dieſe Beſcheinigung erfolgt unentgeltlich. Wenn aber 
der Eigenthuͤmer außerdem oder zu einer anderen Zeit eine Beſcheinigung uͤber 
feine Feuerverſicherung begehrt, fo fol ſolche alsdann nur gegen Entrichtung 
der Schreibgebuͤhr erfolgen. 


$. 15. 


Wenn die Genehmigung des Antrages nicht laͤngſtens binnen ſechs 
Wochen nach der Anmeldung ertheilt wird, ſo ſoll, falls die rechtliche Wir⸗ 
kung des Antrages nach F. 13. nicht ſchon fruͤher beginnt, und der Antragende 
nicht ſelbſt an der Verzoͤgerung Schuld iſt, der erſt ſpaͤter genehmigte Antra 
doch ſchon mit Eintritt der Mittagsstunde des drei und vierzigſten Tages na 
dem Tage der Praͤſentation der Anmeldung, dieſen mit eingerechnet, in Wirk⸗ 
ſamkeit treten. 


$. 16, 


Wer die Verſicherungsſumme außer dem Fall des F. 13. am Schluß 
erhoͤhen will, hat ſpaͤteſtens ſechs Wochen vor dem regelmäßigen Eintritts⸗ 
termine (1. Januar, 1. April, 1. Juli oder 1. Oktober) ſeinen diesfaͤlligen An⸗ 
trag anzubringen. Geſchieht dies nicht rechtzeitig, ſo tritt die Erhoͤhung erſt 
von dem Tage ab in Kraft, von welchem das Genehmigungsdekret der Pro⸗ 
vinzialdirektion datirt iſt. Der Antragſteller muß jedoch in dieſem Falle die 
Beitraͤge von der Summe, um welche die Verſicherung erhoͤht worden iſt, fuͤr 
das volle Vierteljahr zahlen. 


§. 17. 


Wer die Verſicherungsſumme herabſetzen, oder ganz aus der Sozietaͤt, 
wenn dieſes ſonſt zulaͤſſig, ausſcheiden will, muß fein Geſuch bei dem Bürger: 
meiſter beziehungsweiſe Diſtriktskommiſſarius drei Monate vor dem Termine, 
an welchem der Austritt oder die Herabſetzung der Verſicherungsſumme ſtatt⸗ 
finden ſoll, anbringen und demnaͤchſt innerhalb weiterer ſechs Wochen in der 
$. 59. vorgeſchriebenen Weiſe vollſtaͤndig begründen, widrigenfalls die Herab⸗ 
ſetzung der Verſicherungsſumme oder die Entlaſſung aus der Sozietät erſt mit 
dem regelmaͤßigen Aufnahmetermine eintritt, vorausgeſetzt, daß bis dahin der 
Antrag gehoͤrig begruͤndet worden. 


Sollte ein Gebaͤude, deſſen Herabſetzung in der Verſicherungsſumme 
wegen Minderwerths von Amtswegen (F. 23.) beantragt worden iſt, vor dem 
nächften Eintrittstermine ganz oder theilweiſe abbrennen, ſo wird die Brand⸗ 
entſchaͤdigung nur nach der von Amtswegen beantragten geringeren Verſiche⸗ 
rungsſumme feſtgeſtellt. 
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Die Sozietaͤtsdirektion iſt ihrerſeits berechtigt, die gaͤnzliche Entlaſſung 

aus der Sozietät auszuſprechen, wenn der Eigenthuͤmer ſich grobe Fahrlaͤſſig⸗ 

keit bei der Handhabung mit Feuer und Licht zu Schulden kommen laͤßt, oder 
die Gebaͤude dem Verderben Preis giebt ($. 13.). 


Hiergegen ſteht ſowenig dem Gebaͤudebeſitzer, als einem Dritten ein 
Widerſpruchsrecht zu. 


V. Höhe der Verſicherungsſumme. 


$. 18. 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Theile 
des verſicherten Gebäudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden 
koͤnnen, niemals uͤberſteigen. 

a Unter dieſer Beſchraͤnkung haͤngt die Beſtimmung der Summe, auf welche 

ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietät Verſicherung nehmen will, von ihm ſelbſt 
ab, nur muß die hiernach zulaͤſſige Verſicherungsſumme durch die Zahl 25 
theilbar ſein. 

Unter den der Zerſtoͤrung oder Beſchaͤdigung durch Feuer nicht ausge⸗ 
ſetzten Theilen des Gebäudes find der Regel nach Steinfundamente und Keller⸗ 
wände zu verſtehen. Jedoch bleibt es dem Verſicherer unbenommen, die Ver⸗ 
ſicherung auch auf dieſe Theile auszudehnen. 


H. 19. 


Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerftörten Theils der verſicherten 
Gebaͤude wird in der Regel nicht erfordert, es genuͤgt vielmehr eine moͤglichſt 
enaue und treue Beſchreibung eines jeden einzelnen Gebaͤudes, welches ver⸗ 
ſchert werden ſoll. 

f Die Form dieſer Beſchreibungen wird von der Provinzialdirektion feſtge⸗ 
ſtellt; die noͤthigen Exemplare erhält jeder Intereſſent unentgeltlich. 

Ueber die Art der Vollziehung und Beſcheinigung dieſer Beſchreibungen 
hat die Direktion die noͤthigen Beſtimmungen zu treffen. 


H. 20. 


Auf Grund dieſer Vorlagen (H. 19.) und des Einverſtaͤndniſſes der 
Kreisdirektion kann die Provinzialdirektion, wenn ſie kein Bedenken dabei findet, 
oder der Antragende die Verſicherungsſumme ſoweit, daß das Bedenken ge⸗ 
— wird, herabzuſetzen einwilligt, die Genehmigung der Verſicherung aus⸗ 
ſprechen. 

Kann die Verſicherung auf dieſe Weiſe nicht zu Stande gebracht wer⸗ 

i en, 


a 


l 
den, fo fteht ſowohl der Sozietät als dem Gebaͤudebeſitzer frei, eine Abſchaͤtzung 
durch eine Kommiſſion zu verlangen. f En 

Jeder Kreis wird durch den Kreisdirektor in mehrere Bezirke geheilt, 
und fuͤr jeden ſolchen Bezirk von demſelben eine Abſchaͤtzungskommiſſion gebildet. 
Dieſe beſteht aus drei Mitgliedern der Sozietät, welche von der Kreisvertre⸗ 
tung, in den Staͤdten Poſen und Bromberg aber durch die Gemeindevertretung 
gewaͤhlt werden, und von welchen ein Mitglied der I. oder II. Klaſſe der Ver⸗ 
ſicherten, ein Mitglied der III. oder IV. Klaſſe und ein Mitglied der V. oder VI. 
Klaſſe angehoͤren muß. Fuͤr jedes Mitglied iſt zugleich ein Stellvertreter zu 
wählen. — In der Abſchaͤtzungskommiſſion führt dasjenige Mitglied den Vorſitz, 
welches mit dem hoͤchſten Betrage bei der Sozietaͤt verſichert ift. - 

Bei der Wahl der Abſchaͤtzungskommiſſarien iſt darauf zu ſehen, daß 
die Gewaͤhlten die Faͤhigkeit haben, den Werth eines Gebäudes nach allge 
meinen Grundſaͤtzen richtig abzuſchaͤtzen, daß fie ſich eines guten Rufes erfreuen, 
den Bezirk genau kennen und vermoͤge ihres Gewerbes und ihrer Verhäͤltniſſe 
bei dem Wiederaufbau der von ihnen abzuſchaͤtzenden Gebaͤude, wenn ſolche 
abbrennen, kein Intereſſe haben. 

Die Mitglieder der Abſchaͤtzungskommiſſion erhalten auf Verlangen 
funfgebn 3 fuͤr die Meile Reiſekoſten, amtiren aber im Uebrigen 
unentgeltlich. 

Diese Koſten traͤgt der Gebaͤudebeſitzer, wenn durch die Abſchaͤtzung die 
von ihm beantragte Verſicherungsſumme ſich dergeſtalt als unzulaͤſſig heraus⸗ 
ftellt, daß fie um mehr als die Hälfte desjenigen Unterſchiedes herabgeſetzt 
werden muß, welcher zwiſchen ihrem Betrage und der von der Provinzial⸗ 
direktion nur fuͤr zulaͤſſig erklaͤrten Verſicherungsſumme obwaltete. 

Im entgegengeſetzten Falle traͤgt die Sozietaͤt die Koſten der Abſchaͤtzung. 

Gegen die in dieſer Weiſe geſchehenen Abſchaͤtzungen ſteht ſowohl der 
Sozietaͤt als auch dem Gebaͤudebeſitzer zu jeder Zeit die Berufung auf Auf: 
nahme einer foͤrmlichen Taxe durch einen, in jedem Falle von der Sozietaͤt zu 
waͤhlenden Baubeamten zu; die Koſten dieſer Taxaufnahme, zu welcher die Ab⸗ 
ſchaͤtzungskommiſſion und der Gebaͤude-Eigenthuͤmer zuzuziehen find, fallen dem 
Gebaͤude-Eigenthuͤmer nur dann zur Laſt, wenn derſelbe der Antragende iſt, 
und bei der erneuerten Taxaufnahme die von der m e er feſt⸗ 
geſtellte Verſicherungsſumme nicht mehr als um ihren zehnten Theil erhoͤht wor⸗ 
den iſt. In allen anderen Faͤllen hat die Sozietaͤt die Koſten der erneuerten 
Taxaufnahme zu tragen. 

§. 21. 


In den: Fällen der Berufung auf eine foͤrmliche Taxe muß eine ſolche 
von einem vereideten Baubeamten mit kunſtgemaͤßer Genauigkeit unter Zuziehung 
der Ortsobrigkeit aus dem Geſichtspunkte aufgenommen werden, daß dadurch 
mit Ruͤckſicht auf die ortlichen Materialienpreiſe und mit billiger Beruͤckſichtigung 
des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, Handreichungen und anderen, keine 
techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, die der Eigenthuͤmer 
mit ſeinen Angehoͤrigen und ſeinem Geſinde beſtreiten kann, der dermalige Werth 
derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſt⸗ 
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gr ana welche der Zerſtoͤrung oder Beſchaͤdigung durch Feuer ausge: 

etzt ſind. 

5 Der dermalige Werth der Bauarbeiten ergiebt ſich bei Gebaͤuden, die 
nicht mehr völlig in baulichem Zuſtande find, dadurch, daß deren nach vor: 

ſtehenden Beſtimmungen feſtgeſtellter Werth in demſelben Verhaͤltniß gekuͤrzt 

wird, in welchem der vorgefundene Materialienwerth zu demjenigen Werthe 

ſteht, den die Baumaterialien in völlig gutem Zuſtande haben wuͤrden. 


$. 22. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach HH. 18 — 20. beſtimmten 

Verſicherungsſumme, als bei deren Tarirung iſt auch noch darauf zu achten, 
daß, wenn der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz zu fordern hat, 
der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibe. 
a Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern verpflichtet 
iſt, zu jeder Zeit berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern. Dies darf jedoch 
nur dann bei der Provinzial⸗Sozietaͤt geſchehen, wenn bei derſelben das Ge- 
baͤude ſelbſt verſichert iſt. Wird die Seu eg des letzteren von dem Be⸗ 
ſitzer abgemeldet, fo iſt gleichzeitig die etwaige Bauholzverſicherung zu loͤſchen, 
und dem Eigenthuͤmer deſſelben davon Kenntniß zu geben. 


H. 23. 


Die Sozietät hat das Recht, Reviſionen der Verſicherungs-Summen oder 
Taxen jeder Zeit allgemein oder einzeln auf ihre Koſten vornehmen zu laſſen. 
Ergiebt ſich hierbei eine Ueberverſicherung, fo iſt uͤber den Befund eine Ver— 
handlung, unter Zuziehung des Gebaͤude-Eigenthuͤmers, oder falls derſelbe 
nicht anweſend iſt, eine Regiſtratur aufzunehmen, in welcher der Betrag, bis 
auf welchen die Verſicherung herabzuſetzen, anzugeben iſt. Zur Abmeſſung dieſes 
Betrages iſt die Anfertigung einer Taxe nicht nothwendig. Mit der Aufnahme 
dieſer Verhandlung oder Regiſtratur, deren Ergebniß dem nicht anweſend ge⸗ 
fundenen Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer ſpaͤteſtens binnen drei Tagen bekannt zu machen 
iſt, tritt die Herabſetzung in Kraft und bleibt, wenn der Gebaͤude-Eigenthuͤmer 
derſelben widerſpricht, jo lange in Wirkſamkeit, bis durch ein nach HH. 20. 
und 21. einzuleitendes foͤrmliches Taxationsverfahren durch einen Baubeamten 
5 1. Betrag der verſicherungsfaͤhig bleibenden Summe feſtgeſtellt wor⸗ 

en iſt. 

Der Widerſpruch des Gebaͤude-Eigenthuͤmers muß innerhalb vierzehn 
Tagen ausſchließender Friſt nach erfolgter Bekanntmachung der Abſchaͤtzung er: 
klaͤrt ſein und wird ſtets als eine foͤrmliche Berufung auf Aufnahme einer Taxe 
durch einen Baubeamten angeſehen. 

Die in Folge der foͤrmlichen Abſchaͤtzung eines Baubeamten erforderliche 
Herabſetzung tritt mit der Aufnahme der Taxverhandlung in Kraft, wenn der 
Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer bei derſelben zugezogen war, andernfalls mit dem Tage, 
an welchem ihm die zu beſcheinigende Bekanntmachung des Taxergebniſſes zu— 
geſtellt wird. 

Die 
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Die Beſtimmungen des H. 20. am Schluffe wegen Vertheilung der Koſten 
bleiben auch hierbei maaßgebend. 

Alle mit den Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten beauftragten Beamten, ſowie 
die Abſchaͤtzungskommiſſionen und Ortsbehoͤrden find verpflichtet, ihr beſonderes 
Augenmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den wirk⸗ 
lich noch vorhandenen Werth der verſicherten 1 uͤberſteige. Sollte 
dieſer Fall eintreten, fo iſt auch der Verſicherte ſelbſt zur Anzeige verpflichtet. 


$. 24. 


Jeder Theilhaber kann in den geeigneten Zeitpunkten (H. 13.) die bishe⸗ 
rige Verſicherungsſumme bis zu dem zulaͤſſigen Meiſtbetrage erhoͤhen oder auch 
bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage herunterſetzen, letzteres jedoch nur, 
ſoweit nicht Rechte Dritter entgegenſtehen G. 58.). 


VI. Beiträge und deren Klaſſifikation. 


H. 25. 


Die von den Theilnehmern zu leiſtenden Beitraͤge werden in ordentliche 
und außerordentliche unterſchieden. — Die ordentlichen Beitraͤge werden nach 
feſten Sätzen in Gemaͤßheit des H. 31. erhoben, und muͤſſen ohne beſondere 
Ausſchreibung am 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober jeden Jahres 
eingezahlt werden. Die außerordentlichen Beitraͤge ſind jedesmal durch die 
Amtsblaͤtter beſonders auszuſchreiben. Dieſelben duͤrfen nur dann und ſoweit 
erhoben werden, als in einem Jahre die ordentlichen Beitraͤge und die Zinſen 
95 eiſernen Fonds (H. 26.) nicht ausreichen, um den wirklichen Bedarf zu 
decken. 
Ruͤckſtaͤndige Beiträge werden im Wege der adminiſtrativen Exekution 
beigetrieben. N 


F. 26. 


Es ſoll ein eiſerner Fonds gebildet und zunaͤchſt bis auf den Betrag von 
500,000 Thalern gebracht werden. 
Zur Dotation deſſelben werden, bis die angegebene Hoͤhe erreicht iſt, 
1) die Ueberſchuͤſſe der Jahresbeitraͤge verwendet, welche ſich bei dem je⸗ 
desmaligen Rechnungsabſchluſſe nach Abzug des Jahresbedarfs der 
Sozietaͤt ergeben; 

2) von den Verſicherten mit den gewöhnlichen Beiträgen Zuſchuͤſſe erhoben, 
welche jaͤhrlich Einen Silbergroſchen von Einhundert Thalern der Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht uͤberſteigen duͤrfen. Die Normirung der Hoͤhe 
dieſes Zuſchuſſes in der angegebenen Grenze unter Beruͤckſichtigung der 
einzelnen Klaſſen erfolgt für jedes Jahr durch die Direktion; 

3) fließen in den eiſernen Fonds die nicht abgehobenen und zu Gunſten 
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der Sozietät verjaͤhrten Brandentſchaͤdigungen ($. 56.) und Prämien 
(F. 90.), ſowie die verjaͤhrten Gebühren und Reiſekoſten ($$. 74., 78. 
und 79.); 


4) werden demſelben auch die mit ſeinen Beſtaͤnden gewonnenen Zinſen 
zugeſchlagen, ſofern dieſelben nicht zur Deckung eines außerordentlichen 
Bedarfs (H. 25.) gebraucht werden. 


Der eiſerne Fonds darf in ſeinem Kapitalbeſtande nicht fruͤher, als der 
Betrag von 500,000 Thalern erreicht iſt, und nachdem letzteres geſchehen, auch 
nur in dem Falle und inſoweit angegriffen werden, als ein Jahresbedarf der 
Sozietaͤt auch durch Ausſchreibung des zweifachen Betrages der ordentlichen 
Beitraͤge nicht gedeckt werden kann. 

Wenn der vorbeſtimmte Kapitalsbetrag erreicht iſt, ſo koͤnnen die Zinſen, 
ſowie die vorſtehend unter 1. und 3. dieſem Fonds zugewieſenen Einnahmen 
nach dem Ermeſſen der Provinzialdirektion zur Ermäßigung der Beiträge ver- 
wendet oder auch fernerhin zum Kapital geſchlagen werden. 

Hat ſich der Beſtand des Reſervefonds unter 500,000 Thaler verringert, 
ſo iſt der Direktion geſtattet, zur Ergaͤnzung deſſelben bis auf ſeine Normal⸗ 
höhe wiederum beſondere Zuſchuͤſſe von den Verſicherten (Nr. 2.) zu erheben. 

Der eiſerne Fonds bleibt ſtets Eigenthum der Sozietät; die ausſcheiden— 
den Intereſſenten haben keinen Anſpruch auf denſelben. 

Seine Beſtaͤnde muͤſſen zur Hälfte in inlaͤndiſchen Staats- oder vom 

Staate garantirten Papieren, oder in inlaͤndiſchen Pfandbriefen, welche min⸗ 
deſtens vier Prozent Zinſen tragen, angelegt werden. Die zweite Halfte des Be- 
ſtandes darf von der Provinzialdirektion nach Beſtimmung des Oberpraͤſidenten 
gegen hypothekariſche Eintragung auf in der Provinz Poſen belegene Grund⸗ 
ſtuͤcke mit pupillariſcher Sicherheit und ebenfalls mindeſtens zu vier Prozent Zinſen 
ausgeliehen werden. Inſoweit von dieſer Befugniß kein Gebrauch gemacht 
wird, darf die Belegung des Ueberreſtes des eiſernen Fonds ebenfalls nur in 
den vorbezeichneten offentlichen Papieren erfolgen. 
Beim Eintreten außergewoͤhnlicher Bedarfsfaͤlle iſt die Provinzialdirektion 
ermächtigt, mit Genehmigung des Oberpräfidenten ein Darlehn bis auf eine 
Friſt von drei Jahren ee und dafuͤr die Beſtaͤnde des Reſervefonds zu 
verpfaͤnden. 


§. 27. 

Die Hoͤhe des ordentlichen Beitrages beſtimmt ſich fuͤr jedes verſicherte 
Gebaͤude nach der Klaſſe, zu welcher es in Gemaͤßheit der folgenden Beſtim⸗ 
mungen gehoͤrt: 

Es gehören zur erſten Klaſſe: alle Gebäude mit maſſiven Umfaſſungs⸗ 
waͤnden, maſſiven Giebeln und maſſiver Bedachung, wenn ſie 
iſolirt liegen; 

zur zweiten Klaſſe: dieſelben, wenn fie nicht eine iſolirte Lage haben; 

zur dritten Klaſſe: alle Gebäude von Fachwerks- oder hölzernen 
Umfaſſungswänden mit maſſiver Bedachung, wenn fie iſolirt liegen; 

zur 
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zur vierten Klaſſe: dieſelben, wenn ſie nicht eine iſolirte Lage haben; 

zur fuͤnften Klaſſe: alle Gebaͤude mit nicht maſſiver Bedachung, 
welche iſolirt liegen; 

zur ſechſten Klaſſe: dieſelben, wenn ſie nicht eine iſolirte Lage haben; 

zur ſiebenten Klaſſe: die Windmuͤhlen; endlich 


zur achten Klaſſe: die Lohmuͤhlen und Schmieden, die Stein» oder 
Metallbedachung haben. 


Fuͤr eine iſolirte Lage gilt eine ohne fonftige feuergefaͤhrliche Nachbar: 
ſchaft ftattfindende Entfernung in der erſten Klaſſe von mindeſtens Einer Ruthe, 
in der dritten von mindeſtens fuͤnf Ruthen und in der fuͤnften von mindeſtens 
funfzehn Ruthen, jedoch ſollen ſaͤmmtliche in maſſiven Umfaſſungswaͤnden er⸗ 
baute, aber nicht maſſiv gedeckte Wirthſchaftsgebaͤude, in welchen gar keine 
Feuerung befindlich, ohne Ruͤckſicht auf ihre ſonſtige Lage zur fuͤnften Klaſſe 
gehoͤren. 

$. 28. 


Gebäude eines Gehoͤftes, welche zu einer und derſelben Wirthſchaft ge- 
hoͤren (wie die ſogenannten Haulaͤndereien), koͤnnen nach dem Ermeſſen der 
Provinzialdirektion in Bezug auf die Iſolirung als ein Ganzes angeſehen wer— 
den und als iſolirt gelten, wenn keines der dazu gehoͤrigen Gebaͤude von den 
benachbarten Gebäuden in geringerer Entfernung liegt, als im H. 27. be⸗ 
ſtimmt iſt. 


$. 29. 


Auch iſt die Direktion ermaͤchtigt, Gebaͤude, deren Feuergefaͤhrlichkeit 
durch ihre Beſtimmung, ihre Lage, das in ihnen oder in der Nachbarſchaft 
getriebene Gewerbe u. ſ. w. erheblich geſteigert wird, in der naͤchſten höheren 
Klaſſe zu verſichern, als diejenige iſt, zu welcher ſie nach H. 27. gehören würden. 


H. 30. 


Die Klaſſe wird von der Provinzialdirektion feſtgeſetzt. Der Kreisdirektor, 
welcher hieruͤber gutachtlich zu berichten hat, muß dem Eigenthuͤmer das Er⸗ 
gebniß ſeines Gutachtens zur Wahrnehmung ſeiner Rechte, demnaͤchſt aber auch 
die Entſcheidung der Direktion ſogleich bekannt machen. 

Gegen dieſe Entſcheidung iſt binnen vier Wochen ausſchließender Friſt 
nur der Rekurs an den Oberpräſidenten zuläffig. Bis zur abaͤndernden Ent⸗ 
ſcheidung verbleibt es bei der Beſtimmung der Direktion. 


$. 31. 


Der ordentliche Beitrag wird hiermit für jede Vierteljahrsrate in der 
erſten Klaſſe auf Einen Silbergroſchen, in der zweiten auf Einen Silbergroſchen 
ſechs Pfennige, in der dritten auf zwei Silbergroſchen ſechs Pfennige, in der 
vierten auf drei Silbergroſchen, in der fuͤnften auf vier Silbergroſchen, in der 
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fechften auf vier Silbergroſchen ſechs Pfennige, in der ſiebenten auf fuͤnf Sil⸗ 
bergroſchen und in der achten Klaſſe auf fuͤnf Silbergroſchen ſechs Pfennige 
von jedem Einhundert Thaler Verſicherungswerth feſtgeſetzt. 


VII. Bauliche Veranderungen während der Verſicherungszeit. 


$. 32. 


Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine Ver⸗ 
änderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem Maaße 
erhöht, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten Gebaͤudes in 
eine andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen wuͤrde, 
ſo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem Kreisdirektor innerhalb des laufenden 
Vierteljahres davon Anzeige zu machen und ſich der aus den getroffenen bau⸗ 
lichen Abaͤnderungen reglementsmaͤßig etwa folgenden Beitragserhoͤhung zu 
unterwerfen. 


H. 33. 


Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Vierteljahr gemacht, ſo muß 
der Verſicherte den vierfachen Betrag des Unterſchiedes zwiſchen den geringeren 
Beiträgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte entrichten 
müffen, als Strafe zur Feuerſozietaͤtskaſſe einzahlen. 


F. 34. 


Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Vierteljahres an, in 
welchem die Anzeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Viertel⸗ 
jahres, in welchem dieſelbe nachtraͤglich gemacht, oder anderweitig die Entdeckung 
der vorgenommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, oder mit welchem der Verſicherte 
aus der Sozietaͤt ausſcheidet, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von fuͤnf Jahren 
hinaus berechnet. 

$ 35. 

Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhte Feuersgefahr 
von der Sozietät von Anfang an mit uͤbernommen, es muß aber, wo eine Ver⸗ 
ſetzung des Gebaͤudes in eine andere zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe 
eintritt, der hoͤhere Beitrag vom Anfange des Vierteljahres an, in welchem die 
Veraͤnderung ſtattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen ($$. 33. 34.) 
nachtraͤglich geleiſtet werden. 


VII Brandſchadentaxe. 


H. 36. 


Einer foͤrmlichen Schaͤtzung des Schadens, welcher an einem bei der 
Feuer⸗ 
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Feuerſozietaͤt verficherten Gebäude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen und das Gebäude nicht völlig abge: 
brannt oder zerſtoͤrt iſt. 


H. 37. 


Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen 
Theile des verſicherten Bauwerthes, welcher durch das Feuer und bei deſſen 
Dämpfung vernichtet oder beſchaͤdigt, und demjenigen, welcher in einem brauch⸗ 
baren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. 


$. 38. 


Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr auf 
die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Gebaͤudes gerichtet, mithin dadurch 
ausgeſprochen, welcher Theil des Werths, nach dem im F. 21. aufgeſtellten 
Geſichtspunkt beurtheilt, vernichtet worden. 


F. 39. 


Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde liegende 
Beſchreibung ($$. 19. ff.) oder etwa vorhandene Taxe (. 21. ff.) des abge⸗ 
brannten Gebäudes zur Grundlage, und bleibt nach den Umftänden vorbehalten, 
die etwa mangelhaften Nachrichten durch den Augenſchein, durch Zeugen, oder 
ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 


H. 40. 


Sowie ein Feuerſchaden an einem zur Sozietät gehoͤrigen Gebaͤude ein⸗ 
getreten iſt, muß ſofort nach der von dem Brande erhaltenen Nachricht und 
ſpaͤteſtens innerhalb drei Tagen eine Beſichtigung des Schadens durch den 
Buͤrgermeiſter beziehungsweiſe durch den Diſtriktskommiſſarius erfolgen. 

Ueberzeugt ſich derſelbe, daß unzweifelhaft ein Totalſchaden vorliegt, ſo 
iſt blos an Ort und Stelle eine Verhandlung hieruͤber aufzunehmen. 

Handelt es ſich aber um eine partielle Beſchaͤdigung, oder beſteht der 
geringſte Zweifel daruͤber, ob ein Totalſchaden vorliegt, oder waltet der Ver⸗ 
dacht einer ſtattgefundenen Ueberverſicherung ob, fo muß fpäteftens innerhalb 
acht Tagen eine Schadensbeſichtigung durch die vollſtaͤndige Abſchaͤtzungskommiſ⸗ 
ſion (F. 20.) ſtattfinden, und von letzterer, nachdem ſolche mit dem Geſichts⸗ 
punkte, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt wird, genau bekannt gemacht 
worden, die Abſchaͤtzung der Schadensquote ſogleich an Ort und Stelle vorge: 
nommen und zu Protokoll erklärt werden. — In beiden Fällen iſt auch der Be⸗ 
ſchaͤdigte ſelbſt zur Verhandlung zuzuziehen und mit ſeiner Erklaͤrung zu Pro⸗ 
3 0 vernehmen. — Die Koſten der Abſchaͤtzung fallen der Sozietät 
zur Laſt. 

Die betreffenden Wert anden ſind ſofort an den Kreisdirektor einzu⸗ 
ſenden, welcher dieſelben noͤthigenfalls an Ort und Stelle zu pruͤfen und binnen 
acht Tagen berichtlich an die Provin ialdirektion einzureichen hat. Gegen das 
Ergebniß der Abſchaͤtzung durch die Kommiſſion ſteht ſowohl der Sozietät, als 
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auch dem Beſchaͤdigten — letzterem binnen 14 Tagen nach Bekanntmachung 
der feſtgeſetzten ng — die Befugniß zu, eine nochmalige Beſichti⸗ 
gung und Abſchaͤtzung des Schadens durch einen von der Sozietät zu waͤhlen⸗ 
den Baubeamten zu verlangen. 

Die Koſten dieſer nochmaligen Abſchaͤtzung traͤgt der Beſchaͤdigte in dem 
Falle, wenn durch dieſelbe die von ihm beanſpruchte Entſchaͤdigung ſich derge⸗ 
ſtalt als unzulaͤſſig herausſtellt, daß fie um mehr als die Hälfte desjenigen 
Unterſchieds herabgeſetzt werden muß, welcher zwiſchen ihrem Betrage und der 
von der Abſchaͤtzungskommiſſion für zulaͤſſig erklärten Entſchaͤdigungsſumme 
obwaltete. Im entgegengeſetzten Falle trägt die Sozietät die Koſten der noch⸗ 
maligen Abſchaͤtzung. 

Auf Grund des Ergebniſſes der Beſichtigung oder Abſchaͤtzung hat dem- 
naͤchſt ſchließlich die Provinzialdirektion die SR abeneberädtung durch befondere 
Verfügung feſtzuſetzen, dieſe dem Verſicherten behändigen und eine Empfangs⸗ 
beſcheinigung zu den Akten bringen zu laſſen. 

f Der Bürgermeiſter beziehungsweiſe Diſtriktskommiſſarius muß laͤngſtens 
binnen vier und zwanzig Stunden nach Daͤmpfung des Feuers dem Kreisdirek— 
tor davon Nachricht ertheilen, und letzterer ſeinerſeits der Provinzialdirektion 
Anzeige erſtatten. 


F. At. 


Bei der Aufnahme des Brandſchadens ($. 40.) muß zugleich von Amts⸗ 
wegen Alles, was uͤber die Entſtehung und erſte 3 des Feuers, deſſen 
Ausbreitung und Daͤmpfung, die zuerſt angekommenen Spritzen und andere 
Loͤſchungshuͤlfen und uͤber ſonſtige, die Sozietaͤt nach Inhalt des gegenwaͤrtigen 
Reglements angehende Gegenftände bekannt iſt, zu Protokoll verzeichnet, und 
jeder, der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, darüber, ob, wo und wie hoch er 
— ſei es ſein Immobiliar- oder Mobiliarvermoͤgen — gegen Feuer verſichert 
habe, umſtaͤndlich vernommen werden. 

Die bei der ganzen Verhandlung etwa vorkommenden Koſten uͤbernimmt 
die Sozietaͤt. 


IX. Auszahlung der Brandſchaden-Vergütungsgelder. 


$. 42. N 
Die Brandſchadenverguͤtung wird für jede Beſchaͤdigung des verſicherten 
Gebäudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Entſte⸗ 
hung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth: 
willen, darin einen Unterſchied macht. 


F. 43. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verur⸗ 
ſacht, oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von einem 
5 Drit⸗ 
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Dritten angelegt worden ift, fo fällt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zah⸗ 
lung der Brandſchadenverguͤtung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der 
Verſicherte das Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann 
vorenthalten werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund 
deſſelben wider ihn die Unterſuchung eroͤffnet worden. 

Wird der Verſicherte freigeſprochen, ſo muß die Nachzahlung erfolgen, 
im Fall einer Verurtheilung iſt aber die Sozietät dazu nicht verpflichtet. 


$. 44. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
verzoͤgert werden. ö 

Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fällen der Anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr 
nach den allgemeinen Geſetzen in ſoweit vorbehalten, als dem Verſicherten 
erſten Falles in feinen eigenen Handlungen, anderen Falles in der hausväter⸗ 
07 a en der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung zur 

aſt fallt. 


H. 45. 


Ob und wie weit ſonſt die Sozietaͤt gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Prozeſſes auf Entſchaͤdi⸗ 
gung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beur⸗ 
theilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den Betrag 
der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtung kraft der Verſicherung 
auf die Sozietaͤt uͤber. 


F. 46. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke auf Befehl 
eines Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der Sozietaͤt 
nicht verguͤtet. a 


H. 47. 


Daß ein von Krieg führenden Truppen vorſaͤtzlich erregtes Feuer zu 
militairiſchen Zwecken und alſo mit kriegsrechtmaͤßigem Vorſatz erregt worden, 
wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu oder zu ſolchen 
Operationen, von denen der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit ge⸗ 
woͤhnlichem Verſtande als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirk⸗ 
lich ertheilt worden iſt. 

Jahrgang 1863. (Nr. 5758) 80 $. 48, 
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H. 48. 


Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Fällen, wo deſſen Wirklichkeit, 
ſei es geradezu oder auch nur aus den begleitenden Umfiänden nicht zu erwei⸗ 
ſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Gebaͤudes 
durch Truppen während eines Gefechtes, oder auf einem Ruͤckzuge im Angeſicht 
10 n oder waͤhrend einer Belagerung bei Armirung eines Platzes ge⸗ 
ſchehen iſt. 


$. 49. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos⸗ 
heit des Militairs und Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, ſind von der Brandverguͤtung durch die Sozietaͤt 
keinesweges ausgeſchloſſen. 


$. 50. 


Ebenſo wenig find von dieſer Verguͤtung ſolche Beſchaͤdigungen der Ge⸗ 
baͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, ſon⸗ 
dern blos zertruͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche 
einem verſicherten Gebaͤude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei⸗ 
tung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von berechtigten Perſonen an⸗ 
geordnetes oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nad): 
gewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an den 
in die Verſicherung begriffenen Theilen deffelben zugefügt find. Schäden aber, 
welche durch Erdbeben, Pulver- oder andere Exploſionen oder aͤhnliche Natur⸗ 
ereigniſſe verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtet, wenn ein ſolches Ereig— 
niß Feuer veranlaßt hat und die Schäden ſelbſt alſo Brandſchaͤden ſind. 

Brandſchaͤden an Gebaͤuden, in welchen Dampfmaſchinen ſich befinden, 
bleiben jedoch von der Verguͤtung ausgeſchloſſen, wenn das Feuer durch Ex⸗ 
ploſion des Dampfkeſſels entſtanden iſt. a 


F. 51. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtung in derſelben Quote der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen nach H. 38. für ab⸗ 
gebrannt oder vernichtet erachtet werden. 

Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtet und auf 
die etwaigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. 

In beiden Faͤllen darf die zu gewaͤhrende Entſchaͤdigung den unmittelbar 
durch den Brand, beziehungsweiſe durch die Loͤſchung deſſelben an den ver⸗ 
ſicherten Gebaͤuden oder anderen Gegenſtaͤnden (H. 4.) entſtandenen und regle⸗ 
mentsmaͤßig zu verguͤtenden Verluſt nicht uͤberſteigen, ſelbſt wenn die Ver⸗ 
ficherungsfumme höher war. 

Die Sozietät hat jedoch letzten Falles den Nachweis zu führen, daß der 
Brandſchaden nicht ſo viel betrage, als die Verſicherungsſumme. 5.62 
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$. 52, 


Die Zahlung der Brandſchadenvergüͤtung erfolgt bei Totalſchaͤden in zwei 
Raten, und zwar die Zahlung der erſten in laͤngſtens zwei Monaten nach dem 
Brandſchaden, die Zahlung der zweiten Haͤlfte aber, ſobald das Gebaͤude unter 
Dach gebracht und der Nachweis daruͤber gefuͤhrt iſt, daß die erſte Rate der 
Brandentſchaͤdigungsſumme in das Gebaͤude verwendet worden. Findet jedoch 
die Wiederherſtellung des abgebrannten Gebäudes uͤberhaupt nicht ſtatt (Hö. 66, 
und 67.), ſo erfolgt die Zahlung der ganzen Entſchaͤdigung ohne Theilzahlungen 
in ſpaͤteſtens zwei Monaten. 


$. 53. 


Auch bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung in zwei Haͤlften, die erſte 
laͤngſtens zwei Monate nach dem Brandſchaden, und die andere gleichzeitig oder 
fpäter, ſobald der Nachweis beigebracht wird, daß die Wiederherſtellung voll— 
endet ſei. 

$. 54. 


Erreicht der Partialſchaden nicht die Haͤlfte des Verſicherungsbetrages, 
oder leiſtet bei einem Total- oder Partialſchaden der Beſchaͤdigte für die genuͤ⸗ 
gende Verwendung eine von der Provinzialdirektion als annehmbar erkannte 
Burgſchaft, fo kann ihm in den Fallen HF. 52. 53. von der letzteren auch die 
ganze Entſchaͤdigungsſumme ſofort gezahlt werden. 


$. 55. 


Die Sozietaͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung prompt und laͤngſtens in 
den vorbezeichneten Friſten zu leiſten. Findet eine ſchuldbare Verzögerung der 
Zahlung ſtatt, ſo iſt die Sozietät von dieſen Terminen ab zur Entrichtung der 
geſetzlichen Verzugszinſen verpflichtet. 


H. 56. 


Wird der Anſpruch auf Zahlung der Brandentfchädigung nicht innerhalb 
zehn Jahren, vom Tage der erfolgten Benachrichtigung der feſtgeſetzten Ent⸗ 
ſchaͤdigung (§§. 40. und 93.) gerechnet, geltend eg fo verliert der Beſchaͤ⸗ 
digte ſein Anſpruchsrecht an die noch nicht gezahlten Entſchaͤdigungsgelder, und 
fallen dieſelben der Sozietaͤt zu. 


$. 57. 


Die Zahlung geſchieht in der Regel (F. 63.) an den Verſicherten, und 
darunter iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, der⸗ 
geſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtücks, worauf das 
verſicherte Gebaͤude ſteht oder geſtanden hat, auf einen anderen uͤbergeht, damit 
zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſpringenden Rechte nebſt den 
gegenuͤberſtehenden Pflichten: für übertragen erachtet werben. 

(Nr. 5758.) 80 * f Die 
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Die Sozietät wird von ihrer Verpflichtung befreit, wenn fie an denjeni⸗ 
gen zahlt, welcher als Eigenthuͤmer in dem Kataſter eingetragen iſt; ſie iſt aber 
auch berechtigt, den Nachweis der Legitimation zu fordern. 


X. Sicherung der Hypothekengläubiger. 


H. 58. 


Die Rechte der auf ein verſichertes Grundſtuͤck eingetragenen Hypotheken⸗ 
glaͤubiger werden in Gemaͤßheit der nachfolgenden Beſtimmungen von der Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Direktion wahrgenommen. Der Eintragung derſelben in das Kataſter 
bedarf es nicht. 


$. 59. 


Das freiwillige Ausſcheiden aus der Sozietaͤt und das freiwillige Herunter⸗ 
ſetzen der Verſicherungsſumme iſt nur zulaͤſſig, wenn auf dem Grundſtuͤcke 
Hypothekenforderungen nicht eingetragen ſind, oder wenn die eingetragenen 
Hypothekenglaͤubiger hierin ausdruͤcklich konſentirt haben. Es genuͤgt, wenn 
bei dem Konſenſe die Richtigkeit der Unterſchrift und die Identitaͤt des Aus⸗ 
ſtellers von einem öffentlichen Beamten beſcheinigt iſt, und es find nur die— 
jenigen Hypothekenglaͤubiger zu beruͤckſichtigen, deren Forderungen mindeſtens 
drei Monate vor dem Tage, an welchem das Ausſcheiden oder die Herab— 
ſetzung eintreten ſoll, eingetragen ſind. Der Hypothekenzuſtand iſt feſtzuſtellen 
durch Einſicht des Hypothekenbuchs Seitens des Buͤrgermeiſters oder Diſtrikts⸗ 
kommiſſarius, oder durch Beibringung eines Atteſtes des Hypothekenrichters oder 
eines Hypothekenſcheins. 


F. 60. 


In den Faͤllen der unfreiwilligen Loͤſchung oder nothwendig befundenen 
Herabſetzung der e (HH. 13. 23.) hat die Direktion durch den 
Buͤrgermeiſter oder Diſtriktskommiſſarius Einſicht des Hypothekenbuchs nehmen 
zu laſſen und den eingetragenen Glaͤubigern, ſoweit deren Perſon und Auf⸗ 
enthaltsort aus dem Hypothekenbuche hervorgeht oder ſonſt der Direktion be— 
kannt iſt, durch die Poſt Nachricht zu geben. Einer Empfangsbeſcheinigung 
bedarf es nicht. 


F. 61. 


Steht dem Verſicherten nach $$. 12. 43. ein Anſpruch auf die Brand: 
entſchaͤdigung nicht zu, ſo iſt die Sozietaͤt dennoch verpflichtet, dieſelbe den 
Hypothekenglaͤubigern inſoweit zu zahlen, als dieſelben aus dem verpflichteten 
Grundſtuͤck, oder, wenn ihnen zugleich ein perſoͤnliches Recht gegen den 1 

thuͤmer 
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thuͤmer dieſes Grundſtuͤcks zuſteht, auch aus deſſen ſonſtigem Vermoͤgen wegen 
ihrer Hypothekenforderung nicht zur Hebung gelangen. — Die Zahlung erfolgt 
nach der den Gläubigern zuſtehenden geſetzlichen Priorität, oder, wenn die Di⸗ 
rektion ſich mit deren Prüfung nicht befaſſen will, zum gerichtlichen Depoſito⸗ 
rium bei dem Richter der belegenen Sache. 

Zinſen von der Brandentſchaͤdigung zu zahlen, iſt die Sozietät den Hypo⸗ 
thekenglaͤubigern gegenuber nicht verpflichtet. 


H. 62. 


Kein Realgläubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤtungsgel⸗ 
dern wider den Willen des Verſicherten ſeine Befriedigung zu verlangen, wenn 
und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebaͤudes ver⸗ 
wandt werden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich zu⸗ 
läffige Weiſe vor der Sozietätsdireftion und nach deren Ermeſſen zulaͤnglich 
ſicher geſtellt wird. 


§. 63. 


Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo ſind 
die Hypothekenglaͤubiger, denen hiervon ebenfalls Nachricht zu geben iſt (H. 60.), 
berechtigt, die Zahlung der Brandentſchaͤdigungsgelder oder die gerichtliche De⸗ 
poſition derſelben nach Maaßgabe des F. 61. zu verlangen. 


XI. Folge des Brandunglücks in Bezug auf den Austritt des 
Verſicherten aus der Sozietät und auf die Wiederherſtellung 
des Gebaͤudes. 


H. 64. 


Nur wenn ein durch Brand verungluͤckter Theilnehmer die Wiederher⸗ 
ſtellung eines gänzlich abgebrannten Gebäudes nicht herbeifuͤhrt (§. 67.), ſcheidet 
er ruͤckſichtlich dieſes Gebaͤudes aus der Sozietaͤt und iſt nur noch zu den Bei⸗ 
traͤgen für das laufende Vierteljahr verhaftet (§. 13.). Sonſt aber unterbricht 
weder der Total- noch der Partialſchaden den Verſicherungsvertrag; nur muß 
nach Wiederherſtellung des Gebaͤudes den Erforderniſſen der $$. 19. ff. von 
Neuem Genuͤge geleiſtet und das Kataſter danach berichtigt werden. 


H. 65. 


Von dem Ablauf des Vierteljahrs an, in welchem der Brandſchaden er- 
(Nr. 5758.) 5 folgt 
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folgt iſt, bis zum Anfange desjenigen, mit welchem das neu berichtigte Kataſter 
(H. 64.) in Wirkung tritt, iſt der durch Brand beſchaͤdigte Theilnehmer von der 
Beitragsleiſtung entbunden. Wenn aber inzwiſchen das im Bau begriffene Ge⸗ 
baͤude, die auf der Bauſtelle befindlichen Baumaterialien mit eingeſchloſſen, ein 
neuer Brandunfall trifft, ſo ſoll von der Verguͤtung, welche die Sozietaͤt auch 
in dieſem Falle auf diejenigen Gegenſtaͤnde, die nachweislich bereits in den Bau 
verwendet, oder 540 Bauſtelle geſchafft und dort vernichtet find, in dem F. 51. 
bezeichneten Ver aͤltniſſe zu leiſten hat, der Geſammtbetrag der erlaſſenen oder 
noch zu erlaſſenden Beitraͤge, und zwar nach dem Maaße, wie ſie von dem 
7 7 abgebrannten Gebaͤude zu leiſten geweſen ſein wuͤrden, in Abzug gebracht 
werden. 


$. 66. 


Der Verſicherte, deſſen Gebaͤude durch Brand gaͤnzlich zerſtoͤrt iſt, hat 
der Sozietät gegenuͤber nicht die Verpflichtung, daſſelbe herzuſtellen. 

Die Auszahlung der Brandentſchaͤdigungsgelder an ihn erfolgt aber erſt 
dann, wenn er den Konſens ſaͤmmtlicher eingetragener und ihrem Aufenthalt 
nach bekannten Realglaͤubiger mit gehoͤrig beſcheinigter Unterſchrift, ſowie der 
Ortspolizeibehoͤrde mit Ruͤckſicht auf die Hö. 36. ff. 59. 60. Tit. 8. Th. I. 
A. L. R. beibringt. 


H. 67. 


Wenn von der zuſtaͤndigen Behoͤrde die Wiederherſtellung eines abge— 
brannten Gebäudes entweder uͤberhaupt, oder auf dem alten Hypothekenareal 
aus polizeilichen oder anderen Ruͤckſichten unterſagt wird, ſo darf dem Brand— 
beſchaͤdigten die Verguͤtung, ſoweit ſie ihm ſonſt gebuͤhrt, unter Beachtung der 
den Hypothekenglaͤubigern zuſtehenden Rechte nicht vorenthalten werden. 


XII. Verwaltung der Sozietätsgefchäfte und Vergütung fur 
dieſelben. 


$. 68. 


Die obere Leitung der Feuerſozietaͤtsgeſchaͤfte übernimmt unter der Firma 
als: „Provinzial-Feuerſozietaͤts-Direktion“ ein von dem Oberpraͤſidenten mit 
Genehmigung der Disziplinar⸗Miniſter auszuwaͤhlendes Mitglied der Regierung 
zu Poſen. 

Inſofern dieſes Mitglied nicht die dritte juriſtiſche Pruͤfung beſtanden 
hat, wird ihm ein Mitglied der Regierung zu Poſen, welches die Qualifikation 
zum Richteramt erlangt hat, als juriſtiſcher Beirath zugeordnet. Daſſelbe wird 
ebenfalls von dem Oberpraͤſidenten unter Genehmigung der Disziplinar-Miniſter 
ausgewaͤhlt. 

Außer⸗ 
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Außerdem iſt der Oberpraͤſident befugt, zur Vertretung fuͤr das mit Fuͤh⸗ 
rung der Direktionsgeſchaͤfte beauftragte Regierungsmitglied zeitweiſe ein an⸗ 
deres Mitglied der Regierung ohne beſondere Miniſterialgenehmigung zu beſtellen. 


F. 69, 


Die Funktionen der Provinzial = Feuerfozietätsfaffe übernimmt wider⸗ 
ruflich die Provinzial-Inſtitutenkaſſe zu Poſen gegen eine in dem Etat 
der Sozietät auszuwerfende, von dem Oberpraͤſidenten zu beſtimmende Re⸗ 
muneration. 


§. 70. 


Die mit der Geſchaͤftsfuͤhrung der Provinzialdirektion beauftragten Re⸗ 
gierungsmitglieder (F. 68.) beziehen auf die Dauer ihrer Beſchaͤftigung aus der 
Feuerſozietaͤtskaſſe angemeſſene Remunerationen auf Grund eines Verwaltungs⸗ 
koſten⸗Etats, welchen der Oberpraͤſident aufzuſtellen hat. 

Die Buͤreaugeſchaͤfte werden von beſonderen fuͤr die hau angeftellten 
Beamten, welche der Oberpraͤſident innerhalb der durch den Etat feſtgeſtellten 
Schranken auch auf Lebenszeit und mit Beilegung der Penſionsberechtigung 
gegen die Sozietaͤtskaſſe nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten gelten⸗ 
den Grundſaͤtzen zu ernennen hat, beſorgt. 

Die Sozietaͤtsbeamten ſind ruͤckſichtlich ihrer Amtsverhaͤltniſſe mittelbare 
Staatsbeamte und als ſolche namentlich dem Disziplinargeſetze vom 21. Juli 
1852. unterworfen. 


$. 71. 


Unmittelbar unter der Provinzialdirektion fungirt in jedem Kreiſe der 
Provinz der Landrath als Kreis-Feuerſozietaͤts-Direktor und der Kreis⸗Steuer⸗ 
einnehmer als Kreis- Feuerſozietaͤts-Rendant. Der Letztere hat nicht allein die 
Kreis⸗Feuerſozietaͤtskaſſe zu verwalten, ſondern zugleich auch diejenigen Subal⸗ 


terngefchäfte, welche ihm gemäß einer beſonderen vom Oberpraͤſidenten zu er⸗ 
laſſenden Inſtruktion übertragen werden, zu verſehen. 


$. 72. 


In den Staͤdten Poſen und Bromberg kann, wenn das Beduͤrfniß dazu 
vorhanden iſt, auf Vorſchlag der Provinzialdirektion von dem Oberpraͤſidenten 
ein beſonderer Feuerſozietaͤts⸗Direktor aus der Mitte des Magiſtrats und auch 
ein beſonderer Rendant beftellt werden. Dieſe Beamten find alsdann den gleich⸗ 
namigen Kreisbeamten gleich zu achten. 


H. 73. 


Fur jeden der Kreislandraͤthe wird auf die Dauer ihrer Funktionen als 
Kreis = Feuerfozietätd = Direktoren eine jaͤhrliche Remuneration von Einhundert 
(Nr. 5758.) Tha⸗ 
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Thalern auf den obgedachten Etat gebracht. Die beiden ſtaͤdtiſchen Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Direktoren in Poſen und Bromberg hingegen erhalten ſtatt Gehaltes 
eine Tantieme von Einem Prozent der auf die Stadt Poſen reſp. Bromberg 
fallenden ordentlichen Beitraͤge, welche Tantieme jedoch die Summe von Ein⸗ 
hundert Thalern für jeden jährlich nicht uͤberſteigen darf. Die Kreis: Steuer: 
einnehmer und die beiden Rendanten zu Pofen und Bromberg ($. 72.) beziehen 
ebenfalls ſtatt Gehaltes eine Tantieme von Einem Prozent von den durch fie 
vereinnahmten Geldern. 


$. 74. 


In der Regel hat keiner der Sozietaͤtsbeamten außer dem ihm ausge⸗ 
ſetzten Gehalt oder Tantieme für etwaige Sozietaͤtsgeſchaͤfte außerhalb feines 
Wohnortes, ohne Unterſchied, ob ſolche auf Rechnung der Sozietaͤtskaſſe oder 
eines Privatintereſſenten beſorgt werden, irgend eine Remuneration oder Diaͤten 
zu fordern. Blos an Reiſekoſten wird bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen 
oder Dampfſchiffen gemacht werden koͤnnen, zehn Silbergroſchen fuͤr die Meile, 
bei anderen Dienſtreiſen Ein Thaler fuͤr die Meile verguͤtet. 


H. 75. 


Die Kreis-Steuereinnehmer haben für die Feuerſozietaͤts-Gelder eine be⸗ 
ſondere Kaution zu beſtellen, welche in der Art zu reguliren iſt, daß ſie nach 
Umſtaͤnden zugleich fuͤr die Verwaltung der ſonſt etwa ihnen noch anvertrauten 
nicht fiskaliſchen Nebenfonds mit haftet. 

Soweit der Kautionspunkt auf Grund der bisher beſtandenen Vor— 
ſchriften bei den jetzt vorhandenen Rendanten bereits regulirt iſt, verbleibt 
es dabei. 


$. 76. 


Auch von den Rendanten der Städte Poſen und Bromberg ($. 72.) iſt 
fuͤr die Verwaltung der ihnen anvertrauten Feuerſozietaͤts-Gelder Kaution zu 
beſtellen. Sind dieſe Rendanten ſolche Beamte, die ſchon anderweitig Kaution 
beſtellt haben muͤſſen, ſo iſt dieſe ſo abzumeſſen und zu reguliren, daß ſie auch 
fuͤr die Feuerſozietaͤts-Gelder mit haftet. Iſt dieſes nicht der Fall, ſo muß 
von jedem derſelben eine Kaution von dreihundert Thalern beſtellt und bei der 
Provinzial⸗Feuerſozietaͤtskaſſe niedergelegt werden. 

Der Schlußſatz des $. 75. findet auch hier Anwendung. 


$. 77. 


Die Feuerfozietäts - Beiträge werden jeden Orts von den Erhebern der 
Öffentlichen Steuern in gleicher Art, wie dieſe, eingezogen und in kolle an den 
Kreisrendanten abgeliefert. 5 

icht 
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Nicht minder iſt jede Ortsbehoͤrde verpflichtet, auf die ihr von der So⸗ 
zietaͤtsdirektion mitgetheilten Reſtantenliſten von allen ihrer Gemeinde angehd- 
rigen Perſonen die Beitragsruͤckſtaͤnde binnen vierzehn Tagen beizutreiben und 
an die betreffende Kaſſe abzufuͤhren. 


H. 78, 


Die Buͤrgermeiſter und Diſtriktskommiſſarien beziehen als Remunergtion 
für die ihnen nach dem Reglement obliegenden Geſchaͤfte zwei Prozent und die 
Ortserheber Ein Prozent von den auf ihren Bezirk fallenden ordentlichen Beiträgen, 
ſowie im Falle einer Reiſe, welche auf Eiſenbahnen oder auf Dampfſchiffen 
gemacht werden kann, 7 Sgr. 6 Pf., bei anderen Reiſen 15 Sgr. pro Meile 
Reiſekoſten. i 


H. 79. 


Wenn ein Baubeamter mit der Aufnahme oder Reviſion von Gebaͤude⸗ 
beſchreibungen oder Gebaudetaren von der Behoͤrde beauftragt wird, ſo ſoll er 
(außer den Fuhrkoſten bei vorkommenden Reifen, wofern ihm die Fuhre nicht 
geftellt worden) feine Gebühren nach folgenden Sägen zu liquidiren haben: 


a) fuͤr Aufnahme oder Reviſion einer bloßen Beſchreibung von jeder Ein⸗ 
tauſend Quadratfuß Grundflaͤche fuͤr jedes Stockwerk zwei und einen 
halben Silbergroſchen; 


b) für die Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jeder Eintauſend Quadrat⸗ 
fuß Grundflaͤche fuͤr jedes Stockwerk funfzehn Silbergroſchen; 


e) für eine bloße Taxreviſion die Hälfte dieſes letzteren Satzes. 


Es werden hierbei Gebaͤude, die uͤberhaupt weniger als Eintauſend 
Quadratfuß Grundfläche haben, auf dieſe Fläche für voll, und die Ueberſchuͤſſe 
uͤber eine ſolche Grundflaͤche, wenn ſie unter fuͤnfhundert Quadratfuß ſind, gar 
nicht, wenn fie aber fuͤnfhundert Quadratfuß erreichen, gleichfalls für voll ge- 
rechnet. 

Eben dieſe Liquidationsſaͤtze finden Anwendung, wenn ein Baubeamter 
eine Gebaͤudebeſchreibung ꝛce. auf Privaranfuchen des Eigenthuͤmers angefertigt 
und nicht zuvor ein anderes Abkommen getroffen hat. 


$. 80. 


Wegen der Geſchaͤftsfuͤhrung und Kaſſenverwaltung der Sozietät wer: 
den beſondere Inſtruktionen, die der Genehmigung des Oberpraͤſidenten beduͤrfen, 
ergehen. Die Superreviſion und die ſchließliche Abnahme der Jahres rechnungen 
der Sozietät ſtehen dem Provinziallandtage zu. Auch verbleibt den Provinzial 
ſtaͤnden das ihnen durch §. 20. der Ausfuͤhrungsverordnung vom 5. Januar 
1836. (Geſetz-Samml. S. 119.) vorbehaltene Recht, die Errichtung einer be⸗ 
ſonderen ſtaͤndiſchen Central⸗Verwaltungsbehoͤrde in Antrag zu bringen. 

Jahrgang 1863. (Nr. 5758) 81 XIII. Ver⸗ 
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XII. Verfahren in Rekurs⸗ und Streitfällen. 


$. 81. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Kreisdirektionen find zunaͤchſt bei 
der Provinzialdirektion, in letzter Inſtanz aber bei dem Oberpraͤſidenten anzu⸗ 
bringen. 

Die Beſchwerden uͤber die Provinzialdirektion ſelbſt gelangen gleichfalls 
an den Oberpraͤſidenten, bei deſſen Entſcheidung es fein Bewenden behält. 


$. 82. 


Jedem Provinziallandtage iſt durch den Oberpraͤſidenten eine allgemeine 
Darſtellung über den Zuſtand der Sozietät vorzulegen. 

Dem Provinziallandtage ſteht frei, ſich bei dieſer Gelegenheit alle Ver⸗ 
handlungen der Provinzialdirektion vorlegen zu laſſen, und wenn er darin An⸗ 
22 zu Bemerkungen findet, ſolche in Form der Petitionen zur Sprache zu 
ringen. 


$. 83. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietät und einem oder mehreren Verſicherten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Verſicherte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brand⸗ 


ſchadens uͤberhaupt als zur Sozietät gehoͤrig zu betrachten, oder uͤberhaupt ihm 
eine Brandſchadenverguͤtung zu gewaͤhren ſei oder nicht. 


§. 84. 


Fuͤr alle uͤbrigen Streitfaͤlle, außer den vorſtehend bezeichneten, nament⸗ 
lich bei Streitigkeiten uber die Aufnahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, 
uber den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, ber die Zahlungsmodalitaͤten, über 
die zu bezahlenden Koſten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche Rechts⸗ 
weg nicht ftatt, ſondern es ſteht dem Betheiligten, welcher ſich bei der Feſtſetzung 
der Provinzialdirektion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege 
der Beſchwerde und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. 
Bei der einmal getroffenen Wahl bewendet es. 


$. 85. 


Die Beſchwerde geht nach $. 81. an den Oberpraͤſidenten, deſſen Br 
ſchei⸗ 
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ſcheidung auf dieſem Wege die endguͤltige iſt. Wer aber die ſchieds richterliche 
Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung darauf binnen einer 
ausſchließenden Friſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſtſetzung 
der Provinzialdirektion bei der letzteren anbringen. 


H. 86. 


Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſelbſt ſoll aus drei Schiedsrichtern beſtehen, 
wovon einer als Obmann fungirt. 

Den erſten Schiedsrichter ernennt das mit der Sozietaͤt in Streit be⸗ 
fangene Mitglied und den zweiten der Kreisdirektor, beide aus der Zahl der 
mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen Kreis⸗ (oder Stadt⸗ Einwohner, dergeſtalt je⸗ 
doch, daß dieſelben bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt verſichert, nicht in einem 
nach den Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeintraͤchtigenden Verwandt⸗ 
ſchaftsverhaͤltniß, ſowohl untereinander als mit dem Provokanten ſtehen, ferner 
großjährig und untadelhaften Rufes fein muͤſſen. Den dritten Schiedsrichter, 
und zwar denjenigen, welcher als Obmann eintritt, hat die Provinzialdirektion 
und zwar lediglich aus der Zahl der in der Provinz angeſtellten oͤffentlichen 
Beamten zu ernennen, und dieſem liegt die Protokollirung und Leitung der 
Verhandlung ob. 


$. 87. 


Dieſe Verhandlung muß ergeben, daß beide Theile mit ihren Gruͤnden 
gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und Schriften, welche zur Sache ge⸗ 
hoͤren, vorgelegen haben. Der Landrath vertritt dabei die Sozietaͤt. 


§. 88. 


Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter; der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤn⸗ 
nen, als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 
Die Koſten des ſchiedsrichterlichen Verfahrens ſind nach denſelben n ee 
wie die ordentlichen Prozeßkoſten, unter den Parteien zu vertheilen. 


$. 89. 


Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig⸗ 
keitsklage, wo ſolche durch den H. 84. oder durch die allgemeinen Geſetze zu 
begruͤnden iſt, vor dem ordentlichen Richter ſtatt. Außer dieſem Falle muͤſſen 
0 Theile den ſchiedsrichterlichen Spruch ohne Widerrede gegen ſich gelten 
aſſen. 


(Nr. 5758.) 81? XIV. Praͤ⸗ 
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XIV. Prämien und Entſchädigungen, welche die Sozietät 
gewährt. 


$. 90. 


Die Provinzialdirektion iſt ermaͤchtigt, in Faͤllen, wo bei Braͤnden das 
Intereſſe der Sozietaͤt gefördert worden iſt, außer den eigentlichen Brandent⸗ 
ſchaͤdigungsgeldern, Praͤmien aus dem Ssozietaͤtsfonds zu bewilligen, und zwar: 


1) bei Braͤnden in Flecken, Doͤrfern, Weilern u. ſ. w. fuͤr den Eigen⸗ 
thuͤmer der erſten der von einer anderen Gemeinde oder Ortſchaft her 
zu Huͤlfe gekommenen und bei Loͤſchung des Brandes wirkſam geweſenen 
Spritze funfzehn Thaler, der zweiten zehn Thaler, der dritten fuͤnf 
Thaler; desgleichen fuͤr denjenigen, der mit ſeinem Geſpann das erſte 
volle Waſſerkufen zur Brandſtelle bringt, drei Thaler, fuͤr das zweite 
zwei Thaler und fuͤr das dritte Einen Thaler; 


2 fuͤr beſonders ausgezeichnete und verdienſtliche oder wirkſame Handlun⸗ 
gen einzelner Perſonen beim Feuerloͤſchen und Retten, beſonders der 
Zimmerleute, Maurer und dergleichen, nach den Umſtaͤnden drei bis 
zehn Thaler; 

3) in einzelnen Faͤllen nach den obwaltenden Umſtaͤnden fuͤr denjenigen, 
der das Feuer zuerſt entdeckt und Huͤlfe herbeigerufen hat, drei bis 
fuͤnf Thaler. 


4) Vorſtehende Praͤmien werden aus der Sozietaͤtskaſſe nur dann gezahlt, 
wenn das Feuer ein bei der Provinzial-Feuerſozietaͤt verſichertes Ge⸗ 
baͤude betroffen hat. 


Der Anſpruch auf Zahlung dieſer Praͤmien erliſcht jedoch, wenn derſelbe 
nicht binnen vier Jahren nach erfolgter Feſtſetzung durch die Direktion geltend 
gemacht wird. 

Außerdem iſt die Provinzialdirektion befugt, Perſonen, welche Brand⸗ 
ſtifter ermitteln, wenn dieſe des Verbrechens uͤberfuͤhrt werden, nach den Um⸗ 
ftänden Belohnungen von fünf bis Einhundert Thalern zu bewilligen. 


H. 91. 


Ebenſo iſt die Provinzialdirektion berechtigt, einzelnen Gemeinden, die 
deſſen beduͤrfen, zur Beſchaffung vorzuͤglicherer, als der gewöhnlichen und nach 
polizeilichen Vorſchriften nothwendigen Feuerloͤſchapparate, als Beihuͤlfe oder 
als Praͤmie beſtimmte Geldſummen nach ihrem Ermeſſen, die aber vierzig Pro⸗ 
zent der Anſchaffungskoſten nicht uͤberſteigen Dürfen, zu bewilligen. = 

9. 92. 
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H. 92. 


Ferner kann die Provinzialdirektion zur Wiederherſtellung des Schadens, 
den die Feuerloͤſchgeraͤthſchaften der Gemeinde, in welcher der Brandſchaden 
ſtattgefunden hat, bei der Loͤſchung erlitten haben, eine Beihuͤlfe bewilligen, 
welche nach Verſchiedenheit der Umſtaͤnde, inſonderheit der von der Gemeinde 
bei der Feuerloͤſchung bewieſenen Thaͤtigkeit, bis hoͤchſtens auf achtzig Prozent 
des Schadenbetrages abgemeſſen werden darf. Beſchaͤdigungen hingegen, die 
bei einem Brandunfalle die Feuerlöfchgeräthichaften fremder, zu Huͤlfe gekom⸗ 
mener Gemeinden oder Ortſchaften betroffen haben, ſollen allemal nach dem 
vollſtaͤndigen Betrage der Schadentare bezahlt werden. 


Die vorgedachten Entſchaͤdigungen werden aus der Sozietaͤtskaſſe nur 
dann gezahlt, wenn der Brandunfall, bei welchem die Feuerlöſchgeraͤthſchaften 
8 ſind, bei der Provinzial-Feuerſozietaͤt verſicherte Gebaͤude 
etroffen hat. 


§. 9. 


Andere Entſchaͤdigungen oder Verguͤtungen fuͤr zufaͤllig beim Brande 
entſtandene Schaͤden an nicht verſicherten Gebaͤuden und Gegenſtaͤnden, z. B. 
Zaͤunen, Bewaͤhrungen, Gärten ꝛc. können ebenfalls von der Provinzialdirektion 
gewaͤhrt werden, jedoch nur inſoweit, als durch ſolche eine Gefahr von den bei 
ihr verſicherten Gebaͤuden abgewendet iſt und die Nothwendigkeit der Befchädi- 
gung zum Zwecke der Loͤſchung des Brandes erweislich gemacht wird. Inſofern 
jedoch wegen dieſer Beſchädigungen anderweit eine Vergütung gewaͤhrt worden, 
kann aus der Sozietaͤtskaſſe eine Entſchaͤdigung nur foweit bewilligt werden, als 
der Schade durch jene Verguͤtung nicht gedeckt worden iſt. 


XV. Vorübergehende Beſtimmungen. 


$. 94, 


Der Zeitpunkt, mit welchem das gegenwärtige Reglement in Kraft tritt, 
wird von dem Oberpräfidenten feſtgeſetzt und iſt mindeſtens vier Wochen vor⸗ 
her durch die Amtsblaͤtter der Provinz bekannt zu machen. 


H. 95. 


Die bisherigen, in den Kataſtern eingetragenen Verſicherungen bleiben in 
voller Wirkſamkeit unter denjenigen Maaßgaben, welche aus den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Reglements hervorgehen. 

(Nr. 5758.) Hin⸗ 
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Hinſichtlich dieſer Verſicherungen iſt das freiwillige Ausſcheiden erſt dann 

gulaffig, wenn entweder der Nachweis der Freiheit von Hypothekenſchulden oder 

er Konſens der, bis drei Monat vor dem Termin des Ausſcheidens eingetra— 
genen Hypothekenglaͤubiger beigebracht iſt. 


In den Faͤllen der nothwendigen Loͤſchung oder Herabſetzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme hat die Direktion Einſicht von dem Hypothekenbuche nehmen 
zu laſſen, und den eingetragenen Glaͤubigern, ſoweit deren Perſon und Aufent⸗ 
haltsort aus dem Hypothekenbuche erhellt, oder ſonſt der Direktion bekannt 
iſt, en, die Poft Nachricht zu geben. Einer Empfangsbeſcheinigung bedarf 
es nicht. 


XVI. Schlußbeſtimmung. 


H. 96. 


Die Reviſion dieſes Reglements auf Grund der in Zukunft zu fammeln- 
den Erfahrungen bleibt vorbehalten. 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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